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EditorialEditorial Editorial

Vor wenigen Wochen sind wir als Staatsbürger aufgerufen worden, ein neues Parlament zu wählen. Das demokratisch 
zustande gekommene Ergebnis bietet jetzt den politisch verantwortlichen Personen die Möglichkeit, Strategien aus-
zuarbeiten, die den Bürgern und Bewohnern in unserer Republik zugutekommen, sozialen Frieden absichern und eine 
solide Vision für die Zukunft bieten.

Neben der Tatsache, dass die Wahlauseinandersetzungen der einzelnen Parteien zumeist unter jeder Würde abgelau-
fen sind, boten Sie inhaltlich kaum Hinweise auf längerfristige zukünftige Entwicklungen. Wie viele Wirtschaftsthemen 
wurden aufgegriffen? Woher Steuermittel kommen, wie sie berechnet werden sollen, wie die Wirtschaft entlastet wer-
den sollte und wie wir in Europa die „Steuerfluchtroute“ schließen wollen, war offensichtlich in den plakativ geführten 
Diskussionen zu komplex, um behandelt zu werden.

Hat sich irgendein Parlamentarier noch daran erinnert, dass wir in Paris ein Klimaabkommen unterschrieben ha-
ben? Da drängt sich mir die Frage auf, ob es vielleicht bereits chic geworden ist, den von Menschen verursachten 
Klimawandel in Abrede zu stellen? Europa hält glücklicherweise daran fest, und gerade die Tatsache, dass die USA 
aussteigen wollen, bietet uns die Möglichkeit, politisch und wirtschaftlich mit diesem Thema globale Leaderschaft zu 
übernehmen.  

2050, also in 32 Jahren, haben wir die treibhausrelevanten Emissionen auf nur noch fünf Prozent zu reduzieren! Das 
bedeutet, dass wir bis dahin aus dem Verbrauch fossiler Brennstoffe ausgestiegen sein müssen. Heute scheint das 
noch völlig unrealistisch und, vor allem, auch die Wirtschaft und forschungsrelevante Einrichtungen haben keine 
Antworten und Konzepte, die man nur beschließen müsste! Dies insbesondere, da wir davon ausgehen, dass unser 
Lebensstil, Komfort- und Konsumverständnis nicht korrigiert und eingeschränkt werden sollen. 

Wir sehen uns einer gesellschaftspolitischen Zukunftsaufgabe gegenüber, die es erfordert, dass alle Kräfte zusam-
mengenommen werden und an diesem Ziel arbeiten. Wir benötigen auf diesem Gebiet jeden nur denkbaren For-
schungsschritt. Es geht dabei nicht nur um alle erneuerbaren Wege der Stromerzeugung, sondern wir werden auch 
in Zukunft auf Energiemix und verschiedene Technologien bei der Bereitstellung von Energie setzen. Wir werden die 
Effizienz der Umwandlungsprozesse steigern und alle Systeme werden auf nachhaltige und erneuerbare Energiequel-
len setzen. Auch wenn dies in der Öffentlichkeit gelegentlich so diskutiert wird, als ob es nur um das eine oder das 
andere System für die Zukunft ginge (siehe dazu die Frage der zukünftigen Mobilität), so ist dies lediglich die Suche 
nach unterschiedlichen Wegen. Wir werden wie selbstverständlich alle erneuerbaren Möglichkeiten nutzen. Dass wir 
dabei zuallererst dafür Sorge tragen, dass der Energiebedarf so gering ist, wie technisch und physikalisch nur mög-
lich, ist selbstverständlich. 

Diese vielfältigen Möglichkeiten werden wir als Ingenieurbüros mit entwickeln und bei der Realisierung von Projekten 
im Sinne unserer Bauherrn und Auftraggeber in die Tat umsetzen. 6.000 Ingenieurbüros mit ca. 20.000 Mitarbeitern 
sind für unsere Zukunft bereit! Seitens der Politik benötigen wir aber eine entsprechende Erhöhung der Forschungs-
quote und zielgerichtete Förderungen für die Realisierung von nachhaltigen Energiesystemen und deren Entwicklung 
zu marktfähigen Lösungen. Welche Wege sich durchsetzen werden und welche auf der Strecke bleiben, wird die Zu-
kunft entscheiden. Ein Technologiestreit ist mehr als entbehrlich, wir werden alle Alternativen benötigen!

Zukunft und Verantwortung

KommR. Ing. Roman Weigl, MSc

Fachgruppenobmann der Ingenieurbüros der  
Wirtschaftskammer Wien 

Fachverbandsobmannstellvertreter der  
Ingenieurbüros der Wirtschaftskammer Österreich
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featurING. featurING.

Abseits des theoretischen Wissens um das Verbot von Bleileitungen in 
der Trinkwasserversorgung im zuführenden Bereich existiert offenbar 
immer noch ein Restbestand, der von Hausverwaltungen und Eigen-
tümern gerne ignoriert wird. Komplettsanierungen funktionierender 
Systeme aufgrund einer Schwermetallproblematik werden aus Kosten-
gründen nur dort veranlasst, wo andere Umstände eine solche unab-
dingbar fordern.

Gründerzeitbauten in Wien
– die visualisierte Bleiproblematik im Gebäudebestand

Die Information der Konsumenten, 
die oftmals nicht über den Zustand 
ihrer Trinkwasserversorgungsanlage 
Bescheid wissen und somit auch nicht 
in einen Entscheidungsfindungs-
prozess zur Sanierung eingebunden 
werden, bleibt oft aus. Speziell im 
gesundheitsgefährdenden Bereich 
ist diese Vorgehensweise riskant. An-
hand eines Beispiels soll die Situati-
on im gründerzeitlichen Baubestand 
Wiens bezüglich der Bleiproblematik 
analysiert werden, um eine Übersicht 
zu gewinnen, wo allenfalls informativ 
und sanierungstechnisch anzusetzen 
wäre. 

Der Wiener Gebäudebestand 
der Gründerzeit 

Unter der Gründerzeit versteht man 
allgemein den Zeitraum zwischen der 
Revolution 1848 und dem Börsenkrach 
1873, wobei sich diese Zeitspanne für 
die Stadt Wien bis 1895 erstreckt. In 
diese Zeit fallen neben wirtschaftli-

chen Unternehmensgründungen auch 
zahlreiche Um- und Neubauten im 
Wohn- und technischen Bereich. Der 
Wiener Gebäudebestand beinhaltet 
somit einen erheblichen Anteil an 
Altbaubestand, der ein erhaltenswür-
diges Gut darstellt. Die Statistik Aus-
tria GmbH weist im Schnitt 38 % des 
Wiener Gebäudebestandes mit Bau-
jahr vor 1919 aus. Besonders hohe 
Bestände finden sich in den Bezirken 
3 bis 9 sowie 15 mit jeweils über 50 %.

Der Einbau von Wasserleitungen er-
folgte nach zaghaften lokalen An-
fängen ab 1804. 1888 waren bereits 
90 % der damaligen Wohnhäuser an 
das Netz angeschlossen. Der Einbau 
hausinterner Wasserleitungen jeweils 
bis zur Bassena kann zeitlich auf 1873 
bis 1919 eingegrenzt werden. Dabei 
ist es unerheblich, ob in ein beste-
hendes Gebäude Wasser eingeleitet 
oder Rohrleitungen in den Neubau 
integriert wurden, die angewendete 

Technik war dieselbe: Bleileitungen 
wurden bis 1938 verbaut.

Toxische Wirkung von Blei

Die Toxizität von Blei und Bleiverbin-
dungen kann sich bei Menschen akut 
oder chronisch äußern. Blei führt zu 
Schädigungen des Nervensystems, 
beeinträchtigt die Blutbildung durch 
Hemmung freier Enzyme und indu-
ziert Beschwerden des Magen-Darm-
Traktes (Krämpfe) sowie Schädigung 
der Nieren. Blei wirkt weiters terato-
gen und cancerogen und ist plazen-
tagängig. Eine Blutkonzentration von 
mehr als 150 μg.l-1 führt bei Kindern 
bereits zu einem Abfall der intellektu-
ellen Leistungen, des Lernverhaltens 
und zu psychomotorischen Defiziten.
Blei aus Wasserleitungen wird beson-
ders dann problematisch, wenn das 
Wasser weich oder sauer ist. Sonst 
bildet sich in Wasser schwer lösli-
ches Blei(II)carbonat PbCO3 an den 
Rohroberflächen, das allerdings me-

chanisch abgetragen wird und so ins 
Trinkwasser gelangen kann. Für lösli-
ches Blei werden Konzentrationen bis 
zu 3.000 μg.l-1 Trinkwasser kolpor-
tiert. Zum Vergleich: Seit 1. Dezem-
ber 2013 gilt ein maximal zulässiger 
Grenzwert für Blei im Trinkwasser von 
10 μg.l-1. Bei einer Belastung von 
500 μg.l-1 Blei im Trinkwasser und 
einem empfohlenen Tageskonsum 
von 2 l Wasser wird die angegebe-
ne Grenze zur chronischen Toxizität 
für Erwachsene bereits überschritten. 
Für Säuglinge und Kinder gilt eine 
weit geringere Grenze. In Wien gilt 
für Trinkwasser eine durchschnittliche 
Härte von 6 – 11 °dH (vereinzelt durch 
Einspeisung von Grundwasser bis zu 
16 °dH). Nach gängiger Auffassung 
wird Wasser bis zu 10 °dH als weich 
bezeichnet. Somit kann in Wien die 
Ausbildung einer Blei(II)carbonat-
schicht in der Trinkwasserverrohrung 
kaum erwartet werden.

Bleiverrohrungen im Bestand

Es ist davon auszugehen, dass in ei-
nem erheblichen Teil der Wiener Ge-
bäude aus der Bauperiode vor 1919 
noch Bleiverrohrung oder Reste da-
von auffindbar sind, welche in der 
Trinkwasserzufuhr in Betrieb sind. Um 
diese Annahme zu prüfen, wurden fünf 
Wohngebäude aus dieser Bauperiode 
nach Zufallsmethode als Testobjek-
te herangezogen. Alle ausgewählten 
Objekte sind in gutem bis sehr gutem 
Zustand, werden regelmäßig betreut 
und von Professionisten gewartet. 
In allen konnten mehr oder weniger 
Reste einer Bleiverrohrung im Zulauf-
bereich festgestellt werden. Da das 
Projekt noch nicht abgeschlossen ist, 
liegen die Analysenwerte noch nicht 
komplett vor.

Betroffene Bevölkerung

Es kann davon ausgegangen werden, 
dass nach Angaben der Stadt Wien 

2015 rund 492.000 Personen, das 
sind 27 % der Wiener Bevölkerung, in 
Gebäuden lebten, deren Trinkwasser-
installation zumindest teilweise Blei-
verrohrung aufweist. Dabei wird keine 
Aussage über die Anzahl der Kinder 
getroffen, die besonders gefährdet 
gewesen wären.

Conclusio

Blei im Trinkwasser wurde bereits 
öfters thematisiert, jedoch ließ das 
Interesse an der Thematik mangels 
Bewusstsein dafür wieder nach. Sa-
nierungsversuche erfolgen an leicht 
zugänglichen Stellen, Schadenssa-
nierungen bleiben aufgrund der gän-
gigen Ansicht der Versicherungsge-
sellschaften räumlich eng begrenzt 
und führen zu Stückwerk in der Ver-
rohrung. Mischinstallation verursacht 
wiederum Mobilisierung von Metallen 
bzw. Korrosion. Dazu ist anzumerken, 
dass es dem Gebäudebetreiber ob-
liegt, eine negative Beeinflussung des 
Trinkwassers hintanzuhalten. Weiters 
stellt der OGH mit Entscheidung 2 Ob 
243/14w in Frage, dass die Beauftra-
gung einer Fachkraft zur Überprüfung 
grundsätzlich nicht notwendig sei, 
wenn der Bauzustand für den Halter 
das Vorliegen eines Gebrechens nicht 
vermuten lässt. 

Die Bedenken vor Sanierungen als 
einzige Alternative sind jedoch inso-
fern unbegründet, als vermutlich bei 
Kontamination regelmäßiges Spülen 
längstens alle drei Tage bereits Ab-
hilfe verschaffen könnte, sofern den 
Bewohnern entsprechende Mittei-
lung darüber gemacht wird. Wird die-
se Mitteilung unterlassen und ist ein 
allfällig erhöhter Wert offensichtlich, 
sind die betroffenen Wohnungsinha-
ber berechtigt, Mietzinsminderung, 
Schadenersatz und die Durchset-
zung von Instandhaltungsarbeiten 
zu verlangen. Insbesondere Gebäu-

deeigentümer und Liegenschafts-
verwaltungen sind hier gefordert, im 
eigenen Interesse  Vorkehrungen zu 
treffen und sich selbst über ihre Sorg-
faltspflichten zu informieren.

Das Projekt wurde im Rahmen des 1. Trinkwasserkongresses am 7.9.2017 mit dem 2. Platz 
in der Kategorie WasserPRAXIS des FORUMS Trinkwasserhygiene ausgezeichnet.   

Dipl. Ing. Susanne Draxler
Geschäftsführerin, TRIGONplan 
GmbH und TRIGONchem KG
Studium der technischen Chemie/
Chemieingenieurwesen, Mitarbeit im 
Forschungsinstitut für Energie- und 
Umweltplanung, Forschungsassis-
tentin am Inst. für Kernphysik und 
Isotopenforschung, Universität Wien, 
planende und beratende Ingenieurin 
im Bereich technische Chemie und 
technischer Umweltschutz mit den 
Schwerpunkten Luft, Wasser, Boden, 
Schadstoffe und Energie. Zertifiziert 
als Energiebeauftragte nach EN ISO 
50.001, gelistet als Energieauditorin 
nach §§ 7,9 EEffG für Gebäude und 
Prozesse, qualifizierte Trinkwasserhygi-
ene-Technikerin. 

Michael Dolsky
Geschäftsführer Installateur Dolsky
Gas- und Wasserinstallateur, Meister 
für das Gewerbe Heizungsbauer und 
Brunnenbauer, qualifizierter Trinkwas-
serhygiene-Techniker.
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Trinkwasserinstallationen als 
Haftungsrisiko

Bei der Planung von Trinkwasserinstallationen im Gebäude werden die 
Anforderungen an die Trinkwasserhygiene bisher viel zu selten beach-
tet. Das kann schwerwiegende gesundheitliche Beeinträchtigungen 
der Nutzer und damit auch Schadensersatzforderungen an die Planer, 
Errichter und Betreiber nach sich ziehen. 

Der Versicherungsmakler.

Zentrale:
Brindlinger
Versicherungsmakler GmbH
Zell  am Ziller
Gerlosstraße 14
6280 Zell  am Ziller

Zweigstelle:
Büro Jenbach
Auf der Huben 1
6200 Jenbach
Tel.  05282.2452
www.brindlinger.at

In jeder
Situation

sicher.
Gewappnet für

die Herausforderungen
im Business.

Obwohl unser Trinkwasser vom Versorger streng kontrolliert wird, kommt diese einwandfreie Qualität oft nicht beim 
Nutzer an. Vielen Planern sind das Risiko einer Verkeimung innerhalb der Hausinstallation und ihre juristische Verantwor-
tung nicht bewusst. Ab dem Wasserzähler liegt die Sorgfaltspflicht bei Planern, Errichtern und Betreibern, die hygienisch 
einwandfreies Trinkwasser sicherstellen müssen. Wird diese Aufgabe schuldhaft verletzt, sodass kontaminiertes Wasser 
einen Schaden auslöst, können Schadenersatzforderungen oder auch Strafrechtsverfolgung drohen.

Risikominimierung durch Qualifizierung
Das FORUM Wasserhygiene hat in Kooperation mit der FH Campus Wien ein Qualifizierungsprogramm entwickelt, das 
das nötige rechtliche, technische und mikrobiologische Know-how für Planung, Errichtung, Betrieb und Instandhal-
tung von Trinkwasserinstallationen vermittelt. Über 600 Fachleute haben bereits von den Seminaren profitiert. Mit den 
Schulungsunterlagen erhalten die Seminarteilnehmer praktische Leitfäden und Checklisten, die sie beim Erstellen der 
Dokumentation und der rechtlichen Absicherung unterstützen. 

Weitere Informationen unter www.forum-wasserhygiene.at 
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Wien kurbelt Zubau an  
Photovoltaikanlagen an 

Stammersdorf, ein Randbezirk von Wien – Floridsdorf, hat immer noch 
einen ländlichen Charakter. Zwischen Weinbergen lässt es sich gut le-
ben und zudem geschieht hier Revolutionäres.

Die Wohnbaugenossenschaft Wien 
Nordwest Gen.m.b.H  beauftragte 
Ing. Roman Weigl, Planer von Hei-
zungs-, Lüftungs- und Klimaanlagen 
sowie Ersteller von nachhaltigen 
Energiekonzepten, hier ein Wärme-
konzept für eine neue Wohnhausan-
lage umzusetzen. Das Gebäude war 
ein Vorzeigeprojekt, weil neben einer 
modernen Architektur der Bau einer 
Photovoltaikanlage mit 29 Kilowatt 
Leistung vorgesehen war. Das Prob-
lem dabei: Wegen des Elektrizitäts-
wirtschafts- und Organisationsgeset-
zes (ElWOG) war die Nutzung des 
Stroms vor Ort durch die Mieter nicht 
möglich bzw. erlaubt. Im Gesetz war 
zum Zeitpunkt der Planung noch fest-
gelegt, dass der produzierte Solar-
strom komplett ins Netz eingespeist 
werden musste. Beim Gebäude in 
Stammersdorf waren das immerhin 
28.000 Kilowattstunden pro Jahr, 
wobei die Anlage rein rechnerisch 
fast den kompletten Strombedarf 
des Gebäudes von etwa 30.000 Ki-
lowattstunden im Jahr hätte decken 
können. 

Das ElWOG ließ aber zwei kleine 
Lücken offen. Zum einen durfte der 
Strom für die allgemeine Hausversor-
gung direkt verbraucht werden, also 
für Gang- und Kellerbeleuchtung, 
den Aufzug und alle Autoabstellplät-
ze in der Garage – für die große So-

laranlage auf dem Dach allerdings zu 
wenig. Eine zweite Möglichkeit war, 
den Solarstrom zur Versorgung mit 
Warmwasser und Heizung  zu nutzen. 
Das Planerteam um Roman Weigl hat 
diese genutzt, um einen größeren 
Teil des Stroms direkt im Gebäude zu 
verbrauchen. Das Haus bekam eine 

zentrale Wärmepumpe mit Tiefen-
bohrung samt Speicher. Diese ver-
sorgt alle 25 Wohnungen mit einer 
Gesamtfläche von 2.460 Quadratme-
tern und ein großes Geschäftslokal im 
Erdgeschoss. Sie wird ausschließlich 
mit dem Solarstrom vom Dach betrie-
ben. Um den Heizungsbedarf zu sen-

ken, wurde zusätzlich eine kontrol-
lierte Wohnraumbelüftung installiert. 
Auf diese Weise konnte der Eigen-
verbrauch auf immerhin 31 Prozent 
erhöht werden. Den überschüssigen 
Strom speist der Betreiber der Anla-
ge in das Netz der Wien Energie. Um 
das gesamte Modell wirtschaftlich zu 
machen, hat der Magistrat Wien eine 
Förderung von 29.500 Euro gewährt.

Gemeinschaftsanlagen erlaubt

Nunmehr hat sich die Gesetzeslage 
geändert und es wird in ganz Öster-
reich einfacher sein, Sonnenstrom 
direkt in Mehrfamilienhäusern zu 
nutzen. Nach dreijährigem Ringen 
hat die Politik endlich die überfällige 
Novelle der Ökostromgesetzgebung 
verabschiedet, die im Sommer dieses 
Jahres in Kraft getreten ist. Damit be-
endet sie den Zwang zur Einspeisung 
von Solarstrom ins öffentliche Netz 
und lässt die Belieferung von Mietern 
und sogar von Gewerbebetrieben mit 
Solarstrom zu. 

Damit eröffnen sich für die österrei-
chische Photovoltaikbranche ganz 
neue Möglichkeiten, weitere Ge-
schäftsmodelle umzusetzen, die in 
den Nachbarländern längst gang und 
gäbe sind, auch wenn die Regelungen 
noch nicht perfekt sind. Jedenfalls ist 

jetzt der Betrieb von sogenannten 
gemeinschaftlichen Erzeugungsanla-
gen erlaubt. Das bedeutet, dass die 
Hausbewohner einen ideellen Anteil 
an der Anlage bekommen, den sie 
beim Auszug wieder abgeben kön-
nen. Allerdings müssen sie die An-
lage nicht selbst betreiben, sondern 
können einen Betreiber benennen, 
der dann für die Netzgesellschaft der 
Ansprechpartner ist. Dazu sehen Ex-
perten aber auch Handlungsbedarf 
im Wohnrecht. So muss etwa im Miet-
rechtsgesetz der Betriebskostenkata-
log um die Kosten für die Wartung 
einer gemeinschaftlichen PV-Anlage 
erweitert werden und auch im Woh-
nungseigentumsgesetz (WEG) wer-
den Änderungen notwendig sein. 

Freie Wahl des Stromanbieters

Die jeweils ideellen Anteile an der 
Anlage müssen vertraglich geregelt 
werden. In einem sogenannten Er-
richtungs- und Betriebsvertrag muss 
festgelegt sein, wie ein Mieter aus 
der gemeinschaftlichen Erzeugungs-
anlage aussteigen und ein neuer 
Mieter einsteigen kann. Außerdem 
muss im Vertrag genau festgelegt 
werden, unter welchen Bedingungen 
ein Hausbewohner aus einem Projekt 
aussteigen kann, das von der Haus-
gemeinschaft selbst finanziert wurde. 

Das wird vor allem bei Gebäuden mit 
Eigentumswohnungen relevant. Mie-
ter beteiligen sich in der Regel finan-
ziell nicht an einer solchen Anlage.

Das ElWOG regelt auch die techni-
sche Umsetzung. Damit ist auch die 
Versorgung von Gebäudekomplexen 
mit einer Photovoltaikanlage mög-
lich. Voraussetzung ist, dass der vor 
Ort verbrauchte Strom nicht durch das 
Verteilnetz fließt. Die Messung und 
Abrechnung der gesamten Strom-
mengen im Gebäude übernimmt der 
Netzbetreiber, der auch die Hoheit 
über die Zähler behält. Das gesamte 
Zählerkonzept muss so angelegt sein, 
dass die Hausbewohner weiterhin 
den Stromlieferanten frei wählen kön-
nen. In der Regel bietet sich deshalb 
ein Summenzählermodell an, da bei 
dieser Zählerstruktur kein technischer 
Umbau notwendig ist, auch wenn die 
Mieter aus der Solarstromlieferung 
aussteigen.

Verteilung vertraglich geregelt

Bei diesem Modell misst ein Zähler 
hinter der Solaranlage den Ertrag der 
PV-Anlage, der in die Hauptleitung 
eingespeist wird. Ein zweiter Zähler 
misst sowohl den ins Ver-
teilnetz eingespeisten als 
auch den von dort bezoge-

informING. informING.
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nen Strom – jeweils separat. Die Dif-
ferenz zwischen beiden Werten ist der 
im Gebäude verbrauchte Solarstrom. 
Dieser kann mittels Zähler genau ge-
messen und damit einem konkreten 
Hausbewohner zugeordnet werden.

Eigenverbrauch berücksichtigt

Die Solarstrommengen, die der Netz-
betreiber keiner Wohn- und Gewer-
beeinheit zuordnen kann, gelten als 
ins Verteilnetz eingespeist. Diese 
bekommt der Anlagenbetreiber ver-
gütet und gibt die Vergütung auf Ba-
sis des vorher vertraglich geregelten 
Verteilschlüssels über die Kosten und 
Ertragszahlungen an die Teilnehmer 
des Mieterstromprojekts weiter.

Ob der Bau von Photovoltaikanlagen 
in Österreich mit diesen Regelungen 
Fahrt aufnimmt, bleibt abzuwarten. 
Schließlich steht hier noch die Be-
grenzung des steuerfreien Eigenver-
brauchs auf 25.000 Kilowattstunden 
pro Jahr im Weg. Dennoch erwartet 
der Photovoltaikverband PV Austria 
aufgrund des größeren Fördertopfes 
und der veränderten Unterstützungs-
regelungen einen kräftigen Schub für 
den Markt in der Alpenrepublik. 

Mit der Änderung des Ökostrom-
gesetzes wurde auf die veränderten 
Marktbedingungen reagiert. Hans 
Kronberger von der PV Austria: „Frü-
her war es wirtschaftlich, den gesam-
ten Strom für eine Vergütung von 
27 Cent pro Kilowattstunde ins Netz 
einzuspeisen und ihn für 20 Cent pro 
Kilowattstunde vom Versorger zu-
rückzukaufen. Doch heute mit einer 
Einspeisevergütung von 7,91 Cent 

pro Kilowattstunde ist das nicht mehr 
sinnvoll.“
Wirtschaftlich sind inzwischen vor 
allem Anlagen mit einem hohen Ei-
genverbrauchsanteil. Dieser wird bei 
der Vergabe der Förderung durch 
die Oemag künftig mitberücksich-
tigt. Der Anlagenbetreiber muss auf 
dem Antragsformular angeben, wie 
viel Solarstrom er selbst verbraucht. 
Dieser Anteil wird dann von der För-
derung, die für ihn reserviert wird, ab-
gezogen, sodass mehr Betreiber eine 
Unterstützung bekommen können. 
Allein dadurch rechnet die PV Austria 
mit einem Anstieg des Zubaus.

Erste Speicherförderung steht

Mit dem Inkrafttreten des neuen Öko-
stromgesetzes bekommt Österreich 
zum ersten Mal auch eine bundeswei-
te Förderung für den Bau von Solar-
stromspeichern. Bisher sind hier eini-
ge Bundesländer vorgeprescht. Jetzt 
steht der Rest der 15 Millionen Euro 
zusätzlicher Fördermittel zur Verfü-
gung, die nicht für die Photovoltaik 
eingesetzt werden. Entscheidet sich 
ein Anlagenbetreiber für einen Spei-
cher, bekommt er 500 Euro für jede 
Kilowattstunde Speicherkapazität als 
Investitionszuschuss. Voraussetzung 
ist, dass der Betreiber mindestens 0,5 
Kilowattstunden Speicherkapazität 
pro Kilowatt installierter Solarstrom-
leistung montieren lässt. Die Ober-
grenze liegt bei zehn Kilowattstun-
den Speichervolumen pro Kilowatt 
installierter Photovoltaikleistung.

An der großen Reform arbeiten

Nachdem sich die Regierung lange 
sehr schwer getan hat, schon die klei-

ne Novelle umzusetzen, ist es umso 
erstaunlicher, was jetzt gelungen ist. 
„Wir erwarten für das Jahr 2018 ei-
nen Ausbauzuwachs von circa 25 
Prozent beziehungsweise 40 bis 50 
Megawatt“, sagt Kronberger. Für den 
Branchenverband ist das aber nur 
eine Etappe auf dem Weg zu einer 
neuen Gesetzgebung für Ökostrom. 
„Jetzt gehen wir daran, an der gro-
ßen Reform zu arbeiten“, kündigt 
der PVA-Präsident an. Er fordert den 
Umstieg auf eine reine Investitions-
förderung. Die Mittel, die jedes Jahr 
für die Einspeisevergütung ausgege-
ben werden, könnte die Oemag als 
Einmalvergütung ausschütten. Damit 
würden mit der gleichen Fördersum-
me mehr Anlagen gebaut und der 
Markt angekurbelt.

Dadurch sänken die Preise schneller, 
und innerhalb weniger Jahre bräuch-
te die Photovoltaik keine Förderung 
mehr. „Unser oberstes Ziel ist die 
Marktfähigkeit“, begründet Kronber-
ger den Vorschlag für einen Umstieg 
auf die Investitionsförderung.

informING.

Praktische Anwendung 

Dennoch, das virtuelle Bauen wird sich allmählich einen breiten Anwendungsbereich erschließen, zum einen, weil es 
das Kopieren fertiger Detaillösungen erleichtert, zum anderen wegen der automatischen Kollisionsprüfung und letztlich, 
weil es dem, der das System erst einmal erlernt hat, ähnlich wie Auto-CAD, eine erhebliche Arbeits- und Zeitersparnis 
verspricht. Das wirkliche Rationalisierungspotenzial liegt darin, dass Bauherrnentscheidungen jetzt explizit wesentlich 
früher getroffen werden müssen, andernfalls der Visualisierungs-(Planungs-)prozess nicht fortgesetzt werden kann. Ist das 
BAU-SOLL erst einmal in ein 3D-Modell gegossen, dann ist jedem klar, die allerkleinste Veränderung gibt einen Claim.

Instrumentarium 

Das virtuelle Bauen ist daher in erster Linie ein Instrument, das sich auf die Schnittstelle zwischen Bauherrn und Ge-
bäudenutzer/Facilitymanager richtet. Effizientes Bauen alleine, das war bisher schon möglich, jetzt geht es darum, die 
Interaktionen mit der Bauherrschaft zu straffen und zu strukturieren, und letztlich auch Verständnis dafür zu gewinnen, 
dass die Ingenieurleistung der Detailplanung zu einem wesentlich früheren Zeitpunkt und mit wesentlich höherer Qua-
lität erbracht werden muss, damit das Modell läuft. Virtuelles Bauen hätte seine volle Berechtigung, wenn es gelingt, 
die Bauherrnentscheidungen so rechtzeitig zu treffen, dass ein gültiges Modell vor der Ausschreibung entstehen kann.
Automatisierung der Leistungsverzeichnisse und der Kollisionsprüfung und Hilfsmittel für die Bauablaufsteuerung sind 
Dreingaben, ebenso die leichtere Kopierbarkeit erprobter Standarddetails für größere Bauvorhaben. Damit sieht der 
erfahrene Praktiker schon,  wo das Problem liegt: Nicht jeder Bauherr, der 25 % Einsparungen fordert, erweist sich dann 
als virtualisierungstauglich.

Virtuelles Bauen

Gäbe es ein Visualisierungs-, Modellierungs- oder ein anderes Darstellungs-
programm, das eine solche Leistungsfähigkeit hätte, es wäre bereits flächen-
deckend im Einsatz. Schon die Grundposition der Befürworter des virtuellen 
Bauens, dass auf Österreichs Baustellen seit Jahrzehnten kein Fortschritt 
mehr erzielt wurde, trifft schlicht und einfach nicht zu. Material und Baume-
thoden verändern sich ständig. Und fertig planen vor der Ausführung, das 
hat man schon in den 60er - Jahren mit rein händisch gezeichneten Plänen 
gekonnt. Ein spekulationssicheres, weil richtiges LV mit zutreffenden Massen 
kann auch mit einer noch so teuren und modernen Virtualisierungssoftware 
verfehlt werden, wenn die Eingabedaten nicht präzise sind.

Virtuelles Bauen ist schlicht planen, allerdings rechtzeitig (vor der Aus-
führung), vollständig und richtig. Dabei werden etwa die Bauteile so 
lange modelliert, bis eine verlässliche Detailplanung gegeben ist. Dann 
errechnet der Computer die Ausschreibungsmassen, und bei der Ab-
rechnung gibt es keinerlei Abweichungen, weil das volldigitale Modell 
immer noch mit dem gebauten Zustand übereinstimmt.

(Quelle: Deutsches Photovoltaik-Magazin, Autor Sven Ulrich, Roman Weigl).
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Digitaler Wasserbautenkataster für 
die österreichische March-Thaya-
Grenzstrecke.  

Ein Praxisbeispiel für angewandte Geoinformatik im Ingenieurbüro

Ausgangslage
Von 1857 bis 2007

Die via donau – Österr. Wasserstra-
ßengesellschaft m.b.H – bewahrt 
in den Räumlichkeiten des Service 
Centers March-Thaya die Geschäfts-
stücke der Marchbauleitung des 
1928 gegründeten und 1985 durch 
die Wasserstraßendirektion abgelös-
ten Bundesstrombauamts auf, eines 
Verwaltungskörpers, welchem als 
ausführendes Organ der Bundeswas-
serstraßenverwaltung vor allem die 
Vornahme von Regulierungs- und Er-
haltungsarbeiten entlang der österrei-
chischen Donau sowie im Bereich der 
Grenzstrecken von March und Thaya 
zwischen Bernhardsthal (Grenzpunkt 
XI) und der Mündung der March in die 
Donau oblag. Der Kernbestand um-
fasst etwa 1.200 Dokumente aus dem 
Zeitraum von 1894 bis 2007, mit Mas-
se flussbauliche Operate, vermehrt 
durch Schriftgut aus anderen Zustän-
digkeitsbereichen wie Hydrografie, 
Land- oder Stromsohlenvermessung, 
Hochwasserschutz, Liegenschaftsver-
waltung und Angelegenheiten der 
Grenzgewässer. Dieses von der Mar-
chbauleitung gesammelte Schriftgut 
wurde vom Verfasser in den Jahren 
1995 bis 2008 in mehreren Kampag-
nen geordnet, katalogisiert und mit-
hilfe einer Archivdatenbank amtsin-
tern elektronisch zugänglich gemacht 
(Abb.1).

Dipl.-Ing. Gerald Benz  mail@trigonplan.at, Dipl.-Ing. Franz Steiner franz.steiner@viadonau.org

Datenaufbereitung 

Die weiterführende Entwicklung zu 
einem Geoinformationssystem erfor-
derte von Seiten der Projektverant-
wortlichen zunächst den Entschluss 
zur Digitalisierung aller bereitzustel-
lenden Geschäftsstücke, worunter 
nicht nur die Erstellung von Digital-
kopien mittels Scanner-Technologie, 
sondern auch die technische Aufbe-
reitung des rohdigitalisierten Mate-
rials, in erster Linie die OCR-Prozes-
sierung von Textdokumenten und die 
Georeferenzierung von Planeinlagen 
technischer Operate, zu verstehen ist. 

Textdokumente wurden im Format 
PDF/A-1b, Planeinlagen als PDF 
sowie als Rastergeodatensätze im 
Format GeoTIFF bereitgestellt. Die 
OCR-Prozessierung von Typoskripten 
und Druckwerken ermöglicht, nach 
Maßgabe der Qualität der analogen 
Vorlage, eine Volltextsuche im digi-
talisierten Dokument, die Georefe-
renzierung digitalisierter Pläne und 
die unmittelbare topographische Ein-
ordnung im Kontext anderer digitaler 
Informationsquellen wie Orthofotos, 
Höhen- oder Abflussmodelle. 

Erstellung von Geometriedaten

Anhand der vorliegenden Pläne 
wurden die Geometrien der Was-
serbauwerke sowie der mit der Ge-
wässerregelung einhergehenden 
Erdbauarbeiten (Baggerungen, An-
schüttungen) erstellt. Diese dienen 
der von der Plangrundlage unabhän-
gigen Visualisierung regelungstechni-

scher Maßnahmen und sind gleichzei-
tig auch durch die Attributierung mit 
technischen Eigenschaften Träger von 
Sachinformation, welche im Informa-
tionssystem interaktiv durch den Be-
nutzer abgerufen werden kann. Die 
Geometrien wurden im ESRI Shape-
File-Format erstellt.

Datenmodellierung und Sys-
tembau

Das System wurde in Hinblick auf die 
Nutzung einer ESRI File-Geodatabase 
(fGDB) als RDBMS modelliert, in ei-
ner Python-Entwicklungsumgebung 
programmatisch erstellt und die vor-
ab gebildeten Geometrien wurden 
importiert. Technische Daten zu den 
Regelungsbauwerken wurden anhand 
der vorhandenen Abrechnungs- und 
Kollaudierungsoperate, ggf. auch 
anhand von Einreichprojekten in die 
Datenbank, als Objektattribute oder 
aräumliche Tabellendaten einge-
pflegt. 

Die digitalisierten Geschäftsstücke 
selbst wurden anhand eines festen 
Satzes beschreibender Metadaten 
katalogmäßig in einer Geodaten-
banktabelle erfasst und ein interak-
tiver Zugriff durch den Benutzer auf 
das digitale Dokument eingerichtet. 
Den Abschluss bildete die relationale 
Integration von Geometrie- und Ta-
bellendaten sowie der digitalisierten 
Dokumente im Kontext von Bauab-
schnitten bzw. (soweit aus den Mate-
rialien erschließbar) der zugehörigen 
verwaltungsbehördlichen Verfahren.

Ergebnis

Das vorgestellte System eines digi-
talen Wasserbautenkatasters leistet 
einen Beitrag zur Kenntnis des Re-
gelungsbestandes in der österreichi-
schen March-Thaya-Grenzstrecke und 
wurde vom Verfasser auf Grundlage 
langjähriger, einschlägiger Studien 
in Zusammenarbeit mit Experten der 
via donau erstellt. Im Zuge des Pro-
jekts wurden 201 benannte Regulie-
rungsabschnitte identifiziert und in 
technisch-administrativer Hinsicht be-
schrieben (Abb. 2,3).

Aus flussbauhistorischer Sicht ist da-
mit allerdings lediglich ein Anfang ge-
macht, da bis dato nur österreichische 
Quellen ausgewertet wurden. Weiter-
führende Erkenntnisse sind aus den 
Archiven der Flussbauverwaltungen 
der Nachbarstaaten Slowakei und 
Tschechien zu erwarten.

Für den Auftraggeber via donau 
steht allerdings die Nutzung als Ent-
scheidungs-Unterstützungssystem im 
Kontext laufender Erhaltungsarbei-
ten sowie von Renaturierungsprojek-
ten im Vordergrund, durch welche 
die gewässerökologischen Folgen 
von mehr als 100 Jahren regulie-
rungstechnischer Eingriffe an March 
und Thaya gemildert und die beiden 
Grenzflussabschnitte an den „Guten 
ökologischen Zustand“ im Sinne der 
Umweltziele für Oberflächengewässer 
des österreichischen Wasserrechtsge-
setzes herangeführt werden.

Vorbemerkungen

Geoinformationssysteme ermöglichen die Verknüpfung von Lageinformati-
on über Objekte im dreidimensionalen Raum mit zugehörigen Sachdaten, 
wobei die Informationen über Geometrien und deskriptive Daten in der 
Regel in Datenbanksystemen gehalten werden. Geoinformationsysteme 
gehören damit, nach Maßgabe der zugrundeliegenden logischen Konzep-
te wie auch der datentechnisch-infrastrukturellen Voraussetzungen, zu den 
fortgeschrittenen Anwendungen digitaler Informationsverarbeitung.

Die fortschreitende Digitalisierung des Verwaltungsbereiches auf Bund- und 
Länderebene führte in den vergangenen Jahren auch zum Anwachsen des 
Geodatenvorrates, sodass heute viele raumbezogene Informationen be-
reits in Geodatenform vorliegen und verfügbar sind. Dieses Projekt befasst 
sich dagegen mit der Erstellung von Geodaten aus analogen Vorlagen und 
führt damit an die oft lange Zeit zurückliegenden Quellen der Information, 
welche auf diese Weise erneut in zeitgemäßer Form und auf dem Stand der 
Technik einem Planungskontext zugänglich gemacht werden.
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Zum 23. Mal zeichnete der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung 
und Wirtschaft gemeinsam mit der ACA (Austrian Consultants Associa-
tion) innovative und exportorientiere Ingenieurconsulting-Projekte mit 
hoher Umwelt- und Gesellschaftsrelevanz aus. Der Staatspreis Consul-
ting-Ingenieurconsulting 2017 geht an eine ebenso einfache, wie ge-
niale Innovation: die Niedrigenergieschraube des Ingenieurbüros für 
Maschinenbau AVVIO. 

engineerING.

Staatspreis Consulting –  
Ingenieurconsulting 2017
Innovatives Schrauben mit Niedrigenergie 

Mit diesem Staatspreis zeichnet der 
Wirtschaftsminister hervorragende 
Consultingleistungen aus dem Be-
reich des Ingenieurconsultings aus. 
Einerseits wird damit dessen große 
volkswirtschaftliche Bedeutung her-
vorgehoben, andererseits die zent-
rale Rolle für die Erschließung neuer 
Märkte in allen Wirtschaftsbereichen 
verdeutlicht, aber auch Wirtschafts-
wachstum generiert und der Wirt-
schaftsstandort in seiner Qualität 
bestätigt. Dass die hervorragende 
Ausbildung der österreichischen In-
genieure zu diesen Spitzenleistun-
gen beiträgt beweist auch deren 
Stellenwert. 

„2017 konnten wir durch eine offen-
sive Informationskampagne unter 
den Mitgliedern und in den Medien 
eine deutliche Steigerung bei den 
Einreichungen erwirken und es hat 
sich gezeigt, dass österreichisches 
Ingenieurconsulting seinem hervor-
ragenden nationalen und internatio-

Staatspreissieger:  

KATEGORIE: FORSCHUNG UND NEUE TECHNOLOGIEN

TENZ® – The low-energy screw for wood / Die Profi-Holzbauschraubemit der inno-

vativen Stairs Gewindetechnologie von AVVIO GMBH CO KG (IB für Maschinenbau)  

v.l. DI Walter Painsi, Präsident der ACA Austrian Consultants Association, Staatspreis- 
gewinner Mag. Ing. Gerhard Hubmann, AVVIO GmbH & CoKG, Sektionschef Dr. Ulrich Schuh, 
Bundesministerium für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft, © Foto Klaus Prokop

Die ausgezeichneten Staatspreispro-
jekte sind hervorragende Beispiele 
für österreichische Ingenieurleistun-
gen und erinnern uns, dass wir alle 
Ingenieure wirklich brauchen - ohne 
diese „geht gar nichts“. 

Die Stimmung bei der Verleihung 
über den Dächern Wiens im 12. Stock 
des Erste Campus Am Belvedere war 
hervorragend. Bis tief in die Nacht 
wurde bei einem ausgiebigen Buffet 
und einer gut bestückten Bar gefei-
ert.   Die Preisträger reisten mit Fami-

lien, Mitarbeitern und Auftraggebern 
aus allen Ecken Österreichs an, um 
die österreichische Ingenieurkunst zu 
feiern. Nach der Vorstellung der fünf 
Nominierungen war die Spannung im 
Saal kaum zu überbieten. Die kolle-
giale Anerkennung der Nominierten 
für die Projekte der Konkurrenz war 
beeindruckend. Denn jedes nomi-
nierte Projekt war staatspreiswürdig. 
Diese Meinung wurde einhellig vom 
fachkundigen Auditorium einschließ-
lich dem Gastgeber, dem Vorstands-
vorsitzenden der Erste Bank Herrn 

Dipl.-Ing. Stefan Dörfler, vertreten. 
Die Freude des Staatspreissiegers 
Herrn Ing. Mag. Gerhard Hubmann 
war riesengroß und ansteckend. Ger-
hard Hubmann ist naturgemäß von 
seiner Entwicklung der Niedrigener-
gieschraube überzeugt, umso mehr 
freut ihn, dass nun durch eine ob-
jektive Entscheidung einer unabhän-
gigen hochqualifizierten Jury seine 
„low energy screw“ mit dem Staats-
preis ausgezeichnet wird.

Herausragende Ingenieurleistungen

nalen Ruf absolut gerecht wird. Die 
Qualität der Projekte war beeindru-
ckend“, zeigt sich Dipl.-Ing. Wal-
ter Painsi, Präsident der ACA, der 
gemeinsamen Plattform des Fach-
verbandes Ingenieurbüros der Wirt-

schaftskammer Österreich und der 
Bundessektion Ingenieurkonsulenten 
der Bundeskammer der Ziviltechni-
kerInnen, erfreut.

Dieses Projekt wurde am 23. November in Wien mit dem Staatspreis Consulting Ingeni-
eurconsulting ausgezeichnet. Die Jury begründete ihre Entscheidung mit der gelunge-
nen Bewältigung der Herausforderung, eine so etablierte Technologie wie die Schraube, 
einem nur scheinbar simplen Produkt, neu zu „erfinden“ und diese auf die technische 
Ebene des 21. Jahrhundert zu heben. „Genial einfach – einfach genial: Die Niedrigener-
gieschraube ‚Made in Austria’ hat gezeigt, dass es möglich ist, selbst in der scheinbar ein-
fachsten Technologie weltweit führende Innovation zu erzielen, neue Märkte zu erschlie-
ßen und dabei auch noch einen Beitrag zu Umwelt- und Arbeitssicherheit zu leisten", so 
die begeisterte Staatspreis-Jury.
 
Der Preisträger formulierte die Aufgabe, hinter der auch eine 20  jährige Erfahrung in der Herstellung und Anwen-
dung von Schrauben steht, als eine Frage nach der Optimierung und Reduktion des Energiebedarfes bzw. nach der 
effizienteren Nutzung verfügbarer Energie bei einem der vielen Produkte die täglich und massenhaft angewendet wer-
den  jedoch überhaupt nicht im Fokus stehen. Dank reduzierter Reibung entlang des Gewindes und einem signifikant 
reduziertem Einschraubwiderstand wird der Energie- und Krafteinsatz beim Verschrauben verringert und damit die 
Lebensdauer von Anwendungsgeräten maximiert. Der Nutzen für die Allgemeinheit ist enorm, wie Gerhard Hubmann 
begeistert vorrechnet: 7 Millionen Tonnen Befestigungstechnik (Schrauben, Nägel, etc) werden jährlich verwendet. 
3% davon entsprechen 210.000 Tonnen, die für die Verwendung in Holz geeignet/gedacht sind. Dies entspricht einer 
Gesamtstückzahl von 30.000.000.000 (30 Milliarden) Stück Schrauben pro Jahr, entspricht 240 Millionen Stück Schrau-
ben pro Tag. Nimmt man an, dass eine einzelne Person mit der Aufgabe betraut wird, den weltweiten Tagesbedarf an 
Schrauben ( 240 Mio Stück) alleine zu verarbeiten, also zu verschrauben. Hätte diese Person in einem Zeitraum von 
100 Jahren nichts anderes zu tun, als eben genau diese Schrauben zu verschrauben. Würde man diese Person mit dem 
Wochenbedarf an Schrauben beauftragen, wären dies über 500 Jahre Arbeit. Unsere Technologie ermöglicht es, diese 
100 Jahre für einen Tagesbedarf auf 50 Jahre zu verkürzen. Oder anders ausgedrückt, wir sind in der Lage mit unserer 
Technologie den Energiebedarf dieser 240 Mio Schrauben pro Tag um die Hälfte zu reduzieren. 

engineerING.
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Weitere Informationen und Fotos der Verleihung finden Sie unter:
www.bmwfw.gv.at/Ministerium/Staatspreise/StaatspreisConsulting
www.aca.co.at/pages/staatspreis-consulting.php
gallery.klausprokop.eu/staatspreis-consulting-2017/ 19

Vier weitere Projekte wurden mit dem Prädikat  
„Für den Staatspreis nominiert“ ausgezeichnet: 

engineerING. engineerING.

KATEGORIE: UMWELT UND ENERGIE 

Kontinuierliche Hygienisierung von Bioabfällen  

Bilgeri Environtec GmbH (IB für Maschinenbau)

Die Energiewende ist ein wichtiges umwelt-, energie- und klimapolitisches Ziel. Ein sinnvoller 

Mix erneuerbarer Energieträger bei gleichzeitiger Verbesserung der Energieeffizienz ist Vor-

aussetzung dafür. Biogas eignet sich neben der Eigennutzung in der Landwirtschaft auch als 

Beitrag zu einem solchen Energiemix aus erneuerbaren Energien. Der Einsatz von Abfällen 

wie Speiseresten und Lebensmittelabfällen als Substrate in Biogasanlagen erfordert eine hinreichende, nachweisbare 

Hygienisierung, die bislang mit einem relativ hohen apparativen Aufwand und Kosten bei geringer Energieeffizienz 

verbunden war. Mehrere technische Aspekte und die internationalen Exportchancen überzeugten auch die Jury.

KATEGORIE: INFRASTRUKTUR 

Hangwassermanagement von Dipl.-Ing. Günter Humer GmbH  

(IB für Kulturtechnik und Wasserwirtschaft) 

Der Klimawandel macht sich nicht nur durch einen Anstieg der Temperaturen sondern auch 

durch das vermehrte Auftreten von Starkregenereignissen mit zunehmender Intensität be-

merkbar. Dies führt zu kleinräumigen Hochwässern von Hängen abseits von Gewässern die 

praktisch ohne Vorwarnung auftreten und schwere Schäden verursachen können. Das nomi-

nierte Programm ist in der Lage, die zu erwartende Wassertiefe und Fließgeschwindigkeiten zu berechnen und auf 

Karten darzustellen. Das Ergebnis dient als wichtige Entscheidungshilfe für Baulandwidmungen. Die Auswertungen 

können in das vorhandene Geoinformationssystem eingespielt werden. Laufende Anpassungen der Auswirkungen 

des Klimawandels werden vom Programm auf Grund seiner hohen Flexibilität berücksichtigt. Auch lassen sich kosten-

günstig Vorhersagekarten für alle Orte, auch außerhalb Österreichs, erstellen, wodurch auch eventuelle Bedrohungen 

darstellbar sind. 

KATEGORIE: HERVORRAGENDE EINZELINGENIEURLEISTUNGEN

Geh- und Radwegbrücke Puch von Horn & Partner ZT GmbH

Die neue Brücke musste barrierefrei mit einer maximalen Steigung von 4 % ausgeführt wer-

den, ohne Stützen im Draufluss auskommen, linksufrig eine gleichberechtigte Anbindung bei-

der Richtungsfahrbahnen der ÖBB-Haltestelle Puch gewährleisten und rechtsufrig auf die Ver-

bindung nach Töplitsch ausgerichtet sein. Zudem war das Lichtraumprofil für das Baggerschiff 

des Draukraftwerks und die nahe gelegene Hochspannungsleitung berücksichtigt werden. Die 

komplexen Bedingungen führten zu einem raffinierten Hängebrückensystem mit einseitigem Pylon und sichelförmig 

gekrümmtem Brückenträger. Der Schwingungsanfälligkeit wurde durch den Einbau von Schwingungstilgern begegnet. 

SONDERPREIS DER JURY 

Sanierung feuchter Gebäude von DI Dr. Karl Prodinger (IB für Elektrotechnik)

Historische Bausubstanz ist ein prägender Teil unserer Baukultur. Ihre Nutzung ist neben dem 
Erhalt dieser baukulturellen Qualität auch von elementarer wirtschaftlicher Bedeutung für ihre 
Besitzer und Benutzer. Eine häufig anzutreffende Problematik in diesen Gebäuden stellt auf-
steigende Feuchtigkeit im Mauerwerk dar. Ein Phänomen, das durch unsachgemäße bauliche 
Veränderungen häufig noch verstärkt wird. Dieser äußerst häufig auftretenden Problematik 
stellt Herr Dr. Prodinger eine sehr effektive Lösung entgegen: Der Feuchtesanierung durch 

Einbringen von Heizungswärme in die Sockelzone aufsteigenden Mauerwerks. Diese mittlerweile theoretisch und 
empirisch gut entwickelte Methode wurde von Herrn Dr. Prodinger wesentlich mitentwickelt und in vielen Anlassfällen 
angewandt. Und sie wurde von ihm auch in seinem jüngst erschienenen Fachbuch für Experten und Hausbesitzern 
gleichermaßen nutzbringend aufbereitet. Diese integrative Leistung aus Entwicklung, Anwendung und Vermittlung 
einer einfachen, aber umso gesellschaftsrelevanteren Technologie wird mit dem Sonderpreis gewürdigt. 

Foto1: Mag. Ing. Gerhard Hubmann, Dipl.-Ing. Stefan Dörfler, Foto 2: Bilgeri Environtec GmbH, Foto 3: Dipl.-Ing. Günter Humer GmbH,
Foto 4: DnD Landschaftsplanung ZT KG, Foto 5: Horn & Partner ZT GmbH, Foto 6: DI Dr. Karl Prodinger, © Fotos Klaus Prokop

KATEGORIE: URBANE UND RÄUMLICHE PLANUNG

Platzgestaltung Aspern Seestadt, Hermine Dasosky-Platz & Susanne Schmida-Gasse 

von DnD Landschaftsplanung ZT KG 

Ingenieurleistungen der Landschaftsarchitektur prägen einen guten Teil des öffentlichen 

Raumes wobei zahlreiche Gewerke und Planunsgleistungen zu koordinieren und in einen 

eigenständigen gestalterischen Entwurf zu übertragen sind. Das nominierte Büro hat für die 

ausgezeichnete Platz- und Straßenraumgestaltung einen klar lesbaren Freiraum mit hohem 

technischen und ästhetischen Anspruch geplant. Der Raum fasst acht verschiedene Baufelder zu einer starken eigen-

ständige Ausstrahlung mit hoher Nutzungsqualität ohne Standardlösungen zusammen. 

1.

5. 6.

4.2. 3.
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KOMMUNALKREDIT PUBLIC CONSULTING

Zuschuss für thermische Sanierungen

Signifikante Senkung des Heizwärmebedarfs, erhöhte Behag-
lichkeit, klare Reduktion von Treibhausgasen und anderen 
Luftschadstoffen. 

Die thermische Sanierung von Gebäuden, die älter als 20 Jahre sind, 
wird gefördert. Umwelt- und Wirtschaftsministerium haben hierfür 
im Rahmen der Sanierungsoffensive 2017 Mittel zur Verfügung ge-
stellt.

• Teilsanierungen von betrieblich genutzten Gebäuden (z. B. Fens-
ter-Dachsanierungen und Sanierungen der obersten Geschoss-
decke) bis zu 6 Monate nach Rechnungslegung beantragbar

• Thermische Sanierungen von betrieblich genutzten Gebäuden
• Thermische Sanierungen von mehrgeschoßigen Wohnbauten,    

Ein- und Mehrfamilienhäusern (für Privatpersonen) 

FÖRDERUNGSANSUCHEN KÖNNEN IM RAHMEN DER SANIE-
RUNGSOFFENSIVE 2017 BEI DER KOMMUNALKREDIT PUBLIC 
CONSULTING EINGEREICHT WERDEN.

Detaillierte Informationen erhalten Sie unter  
www.sanierung17.at
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Preisverleihung bei „Zero Emission Cities“ im Wiener Rathaus fördert 
Nachwuchs für Ingenieurbüros.

WienING

Die Fachgruppe Wien der Ingenieurbüros hat mit Unterstützung des Wiener Stadtschulrates und des Bun-

desministeriums für Bildung wie bereits 2016 auch heuer wieder einen Nachwuchswettbewerb an den Wie-

ner HTL und HTBLA durchgeführt. Im Rahmen dieses Wettbewerbes wurde SchülerInnen/Schülergruppen 

aus Maturajahrgängen die Möglichkeit geboten, ihre Maturaarbeiten einzureichen und als PreisträgerInnen 

diese Projekte der Wirtschaft und Öffentlichkeit zu präsentieren. 

• Gesellschaftliche Relevanz 

• Technische Relevanz 

• Kreativität/Innovation 

• Umsetzbarkeit/Wirtschaftlichkeit 

• Präsentation 

Beim  heurigen Kongress Zero Emission Cities am 
6. November 2017 unter dem Motto „Wirtschaf-
ten 2050“ erfolgten vor hochkarätigem Publikum 
die Präsentation und Preisverleihung. Der 3. Preis 
wurde wegen Punktegleichstand in der Bewer-
tung der Jury gleich 2-mal verliehen, sodass die 
Preisträger insgesamt Preisgelder in Höhe von  
€ 7.000 erhielten. Die Bewertung der eingereich-
ten Projekte erfolgte nach folgenden Kriterien:

Die Siegerprojekte: 

1. PLATZ: ECO-REAPER, DER INNOVATIVE AKKURASENMÄHER / HTL RENNWEG

Aufgabe war es, einen Akkurasenmäher zu entwickeln, der in puncto Laufzeit, Mähfläche und Leistung mit einem Ben-

zinmäher mithalten kann. Im Rahmen einer Diplomarbeit wurde von Schülern der HTL Rennweg ein völlig neuartiger 

Akkurasenmäher entwickelt. Mit dieser Entwicklung wird aufgezeigt, dass Elektromotoren nicht nur die Zukunft der 

Automobilbranche sind, sondern auch für viele andere Geräte eine große Rolle spielen werden. Als Basis wurde ein 

Benzin-Rasenmähermodell der Firma AL-KO verwendet. Auf diesem wurde ein eigens entworfenes Antriebskonzept ver-

baut, welches einen leistungsstarken Elektromotor nutzt. Das Gartengerät wurde mit mehreren Sicherheitsmechanismen 

mechanischer wie auch elektrotechnischer Natur ausgestattet und ist sehr bedienerfreundlich. Gleichzeitig bietet der 

vollelektrische Antrieb des ECO Reapers eine Effizienz, welche die eines Verbrennungsmotors um mehr als das 4-Fache 

übertrifft. Mehr Informationen über das Projekt und das dahinterstehende Team: www.ecoreaper.jimdo.com  

2. PLATZ: VERGLEICH VON UNTERSCHIEDLICHEN DEXTRANASEPRODUZENTEN IM KLEIN- UND 
GROßMAßSTAB / HTL ROSENSTEINGASSE 

Bei der Gewinnung von Zucker aus der Zuckerrübe kann es durch bakterielle Kontaminationen zur unerwünschten Bil-

dung von Dextran kommen. Dieses verursacht etliche Probleme in der Zuckerproduktion. Um diese zu verhindern, wird 

das Enzym Dextranase beigemengt. Da dieses Enzym teuer zugekauft werden muss, bestand die grundlegende Idee 

dieser Arbeit darin, den bestmöglichen Dextranaseproduzenten durch den Vergleich dreier Mikroorganismen zu finden. 

Der Pilz Chaetomium gracile wurde als bestmöglicher Dextranaseproduzent identifiziert. Er überragte die Dextranaseak-

tivitäten alternativer Mikroorganismen bei Weitem. Der Pilz bietet damit eine solide Grundlage als Dextranaseproduzent 

und könnte zukünftig großtechnisch eingesetzt werden.

3. PLATZ: ET – ELECTRONIC TIMEABLE, SELBSTAKTUALISIERENDE STUNDENPLANANZEIGE AUF 
EINEM E-PAPER-DISPLAY VOR KLASSENRÄUMEN / HTL RENNWEG

Im Rahmen der Diplomarbeit wurde das Problem der unpraktischen, veralteten und ineffizienten Aushängung der Stun-

denpläne in der Schule behandelt. Das Team ET hat dieses mit Hilfe eines E-Papers gelöst, welches stündlich mit den 

neuesten Stundenplaninformationen aktualisiert wird und dank moderner Technik auch Strom spart. Letzteres war wich-

tig, weil vor den Räumen in der Schule keine Stromleitung zur Verfügung stand und das System auf einen Akku ange-

wiesen ist. Das Produkt besteht aus drei Hauptelementen, einem Elektrophorese Display, einem Mikrocontroller (Modell 

ESP-8266) mit integriertem WLAN-Modul und dem Server, der die Mikrocontroller verwaltet und für die Raumzuordnung 

und die immer aktuellen Rauminformationen zuständig ist. Das Produkt stellt sicher, dass Lehrer und Schüler immer bes-

tens informiert sind darüber, wer sich wann in welchem Raum befindet.

3. PLATZ: BIENENFREUNDLICHE BALKONPFLANZEN, GEEIGNET FÜR DEN STÄDTISCHEN RAUM 
/ HBLFA GARTENBAU SCHÖNBRUNN

Rund 84 Prozent unserer heimischen Blütenpflanzen sind auf die Bestäubung durch Bienen angewiesen. Das macht die 

Biene zum drittwichtigsten Nutztier. Der Verlust ihres Lebensraumes, Pestizidbelastung und tödliche Krankheiten bedro-

hen nicht nur die Bienen, sondern auch deren und unser Nahrungsangebot. Bienen können in Städten besser überleben 

als im ländlichen Raum. Mögliche Gründe dafür sind das wärmere Klima, ein geringerer Pestizideinsatz und ein gerin-

gerer Energieaufwand zur Nahrungssuche. Bienenfreundliche Balkonpflanzen könnten in Zukunft als vorteilhafte, lang 

blühende Futterquellen von Bedeutung sein. Ziel war es, die am besten für Bienen geeigneten Balkonpflanzen zu finden. 

Dazu wurden 25 Balkonblumenarten auf ihre Bienenfreundlichkeit getestet. Mit dieser Arbeit wird bewiesen, dass man 

dem Bienensterben auch in der Stadt entgegenwirken kann.   

engineerING. engineerING.

KommR Ing. Roman Weigl, DI Wolfgang Juen, Nico Zajicek, DI Gerhard Jüngling MBA, Konrad Haipl, Jakob Svolba, DI Martin Meschik 
(von links nach rechts)
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Ein wichtiges Thema bei der diesjährigen Veranstaltung war: „Durch Innova-

tion zu grünem Wachstum im urbanen Raum“. Als eine Kombination aus pro-

duktiver Ökonomie und inklusiver Gesellschaft betrachtet Tadashi Matsu-

moto, Senior Policy Analyst der OECD, die Stadt von morgen. Er betonte 

den Wert des „social equity“. Da in der Arbeitswelt die Technologisierung 

zunehme, müsse die Gesellschaft neue Wege gehen. „Städte müssen unter-

schiedliche Sektoren verbinden“, zu funktionalen Zonen werden, die über 

die Grenzen der Stadt hinaus denken. Die Einzugsräume werden größer, der 

Bedarf an „green jobs“ wächst. Durch einen attraktiven öffentlichen Verkehr, 

eine spezialisierte Industrie sowie „Re-Development“ von Flächen könne 

die Stadt auch künftig eine starke Rolle spielen. „In den Städten gilt es auch, 

die Mobilität zu verbessern – vor allem für ältere Menschen und Haushalte 

mit niedrigeren Einkommen“, sagte Matsumoto.

Weitere Highlights boten die Vorträge „Bildung für die Zukunft – die Bedeu-

tung von Ausbildung für zukünftige Herausforderungen“ von Ernst Gesslbauer 

(Österreichische Agentur für internationale Mobilität und Kooperation in Bil-

dung, Wissenschaft und Forschung – OeAD GmbH) und „Wie digitale Innova-

tionen das Leben in unseren Städten verändern“ des Zukunftsforschers Jens 

Hansen sowie „Die digitale Stadt der Zukunft“ von Vesna Glatz (Microsoft). 

Joachim Lentes von Fraunhofer IAO meinte, dass neue Fertigungstechnolo-

gien sowie ganzheitliches Energiemanagement entscheidende Parameter für 

die Stadt der Zukunft seien, und Herwig Schneider (Industriewissenschaftliches 

Institut IWI) betonte die volkswirtschaftliche Bedeutung der Umwelttechnolo-

giebranche, zumal die Städte von morgen einen starken Fokus auf Umwelttech-

nologien legen müssten. Die Voraussetzung für eine „Smart City“ sei allerdings 

auch „smart law“, wurde festgestellt, und Roman Weigl forderte mehr Mut zur 

Diskussion. Alle Vortragenden hoben die Bedeutung von Bildung und Qua-

lifikation als Standortfaktor hervor. Die Komplexität durch die Digitalisierung 

steige, Profile änderten sich und neue Kompetenzen seien gefragt. 

Das internationale Symposium 

„Zero Emission Cities“ fand am 6. 

November 2017 zum achten Mal im 

Wiener Rathaus statt. Die Veranstal-

tung stand heuer unter dem Motto 

„Wirtschaften 2050 – inklusiv, inno-

vativ, ökologisch“. Zu diesem The-

Grünes Wachstum

Roman Weigl, Fachgruppen-Obmann der Wiener Ingenieurbüros und Initi-

ator von Zero Emission Cities, betonte in seiner Ansprache den Aspekt der 

Vernetzung: „Wir erleben einen Übergang. Heute heißt es: Ich besitze et-

was, beispielsweise ein Auto. In Zukunft wird es heißen: Ich habe etwas zur 

Verfügung und benutze es.“ Gleichzeitig komme es zu einer Vernetzung der 

Produktionsweisen und Entwicklung neuer Technologien. „Dafür brauchen wir 

Forschungsgelder.“ Im Jahr 2050 werde „jeglicher fossiler Brennstoff – wie wir 

ihn heute einsetzen – nicht mehr verwendet werden“.

Vernetzung im Übergang 

Zero Emission Cities 2017:  
Wirtschaften der Zukunft  

Die Tagung „Zero Emission City“, veranstaltet von der Wirtschaftskammer 
Wien, initiiert von der Fachgruppe Ingenieurbüros, brachte zum Thema 
„Wirtschaften 2050 – inklusiv, innovativ, ökologisch“ viele interessante 
Aspekte rund um die Gestaltung urbaner Ballungszentren und Lebensräu-
me zum Vorschein. 

ma wurden internationale Keynotes, 

gebündeltes Know-how und Best-

Practice-Beispiele auf der Bühne 

des Festsaales im Wiener Rathaus 

präsentiert. An der Veranstaltung – 

sie wurde von Wirtschaftskammer-

Wien-Präsident Walter Ruck, Land-

tagsabgeordnetem Omar Al-Rawi 

und Volker Schaffer vom Bundes-

ministerium für Verkehr, Innovation 

und Technologie eröffnet – nahmen 

rund 400 Personen aus Wirtschaft, 

Forschung, Wissenschaft und Politik 

teil.

Schwerpunkt Digitalisierung

Details zum umfangreichen 

Programm finden Sie auf

www.zeroemissioncities.at.
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„Vertrauen ist die Basis“ 

Österreichische Ingenieure verfügen über viel Know-how und sind 
weltweit als innovative Planer und Berater gesucht. Die Anbahnung 
von Geschäftsbeziehungen im Ausland, auch die Zusammenarbeit und 
Verhandlungen gestalten sich oft schwierig. Woran liegt dies? Wie geht 
man – insbesondere in Asien – vor? Antworten darauf gibt Prof. Walter 
Kalteis, langjähriger Diplomat nicht nur in Asien.

meetING.meetING.

Worin liegen die Hauptprobleme bei der Geschäftsanbahnung im asiatischen Ausland und mit 
asiatischen Geschäftspartnern?

Die Probleme der österreichischen Wirtschaft liegen vor allem in Asien im Unterschied der Kulturen und des daraus 

resultierenden Verhaltens. Jede Verhandlung bedingt Vertrauen, das erst erworben werden will, auch, weil die Asia-

ten besonders misstrauisch sind, auch wenn sie großes Interesse haben. Vertrauen hat Vorrang und um dieses zu er-

langen, bedarf es auch des Verständnisses der Großzügigkeit der Asiaten einerseits, ihrer trickreichen Verhandlungs-

strategie andererseits, auch, weil die „Zickzack-Entscheidungen“ oftmals verwirrend scheinen. „Dining & wining“ 

dagegen ist ein nach wie vor probates Mittel, sich zu begegnen und scheinbar zwanglos zu kommunizieren.  Man 

sollte die Mentalität der Gesprächspartner kennen – Sprachkenntnisse sind immer von Vorteil – und man braucht 

meist viel Geduld. Ein „ja“ bedeutet nicht unbedingt „ja“, ebenso ein „nein“. Branchenabhängig kann es so zu län-

geren „Durststrecken“ von ein bis fünf Jahren kommen. Je mehr Vertrauen aufgebaut wird, desto leichter wird es.

Wie steht es mit Investitionen und Produkten?

Investitionen sind immer willkommen, wobei vor allem das Know-how gefragt ist, und dies wiederum bei Dingen, 

die sie (die Asiaten – Anm. der Red.) selbst nicht machen oder können. Dabei muss man berücksichtigen, dass 

Asiaten stets bemüht sind, etwas besser zu machen, auch Produkte. Diese werden oftmals bis ins kleinste Detail 

auseinandergenommen, analysiert und dann auch kopiert, wobei es in Asien als Kunst und nicht als Vergehen gilt, 

etwas zu kopieren. Eine gute Kopie bedeutet auch Können, das auf den Markt gebracht werden kann und muss. Bei 

guten Produkten wird die Qualität aber auch anerkannt und gerne die Zusammenarbeit gesucht, auch außerhalb 

des eigenen Landes, z. B. Chinas.    

Was also ist im Produktbereich unbedingt zu beachten? 

Das ist produktabhängig. Jedenfalls müssen Patentrechte abgesichert sein und zwar nicht irgendwo, sondern im 

Land, etwa in China. Die Chinesen akzeptieren nur das eigene Recht. Zusätzlich sollten auch Modelle und Details an-

gemeldet werden, was zwar Kosten verursacht, aber die entscheidende Sicherheit gibt. Auf diesem Weg ist es auch 

Prof. Walter Kalteis

Walter Kalteis, Jahrgang 1948, kam über die UNO in 
das österreichische Außenministerium und arbeitete 
seit 1984 in vielen Ländern – von Griechenland über 
Großbritannien bis zu den USA, Malaysia oder Indien 
und zuletzt als Geschäftsträger a. i. in Seoul – als Diplo-
mat im Dienste Österreichs. Als Höhepunkt seiner Kar-
riere bezeichnet er selbst seine Tätigkeit als General-
konsul in Shanghai. Er gilt als profunder Kenner Asiens 
und hat große Erfahrung in Wirtschaftsfragen und bei 
der Zusammenarbeit mit den Außenstellen der WKO.

möglich, Joint Ventures einzugehen oder gar Lizenzgebühren zu lukrieren, trotzdem die Asiaten danach streben, 

alles selbst zu machen – und hier liegt auch die Chance für eine konkrete Zusammenarbeit.

Stehen wirtschaftliche Interessen nicht im Gegensatz zu politischen Systemen?

Ganz und gar nicht. Die Politik in China weiß, dass gleichsam im Sinne einer sozialen Verantwortung viel getan 

werden muss. Der Sozialkapitalismus Chinas steht im Einklang mit dem Ehrgeiz und dem Fleiß der Menschen, die 

Geschäfte grundsätzlich als vorrangig betrachten. Und die politische Führung denkt an und lenkt den materiellen 

Ausgleich in einem sehr unterschiedlich strukturierten Staat mit fast 1 ½ Milliarden Menschen. Daran orientiert sich 

auch die international ausgerichtete Politik, die strategisch vorgeht, wie man am Beispiel der Neuen Seidenstraße 

oder den BRICS-Staaten erkennen kann. 

Und welche Rolle kann Österreich hier spielen?  

Österreich hat in Asien ein besonders hohes Ansehen, nicht nur wegen des türöffnenden Kulturangebots. So werden 
sowohl die hohe Fertigungsqualität österreichischer Produkte als auch die Handschlagqualität geschätzt. Dadurch 
fällt es Österreichern auch relativ leichter, Kontakte und Vertrauen zu gewinnen, zumal wir uns der chinesischen, 
ja allgemein der asiatischen Mentalität anpassen können, sich die Zeit zu nehmen, zuerst eine „persönliche“ Basis 
aufzubauen. Die Chancen für Österreich sind in Asien sehr gut, wenn man die ungeschriebenen Regeln beachtet 
und „dran“ bleibt. 

27

Prof Kalteis steht auf Anfrage den Ingenieurbüros gerne beratend bei Kontakten in Asien zur Verfügung.
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Licht bei Nacht genau dosiert 
Öffentliche Beleuchtung: Die Anwendung von Standards hilft Kosten 
sparen, schont die Umwelt und erhöht die Sicherheit.

Der Herbst ist ins Land gezogen. 
Die Lichter in Stadt und Land gehen 
wieder früher an, was einen erhebli-
chen Mehrverbrauch an elektrischer 
Energie bedeutet. Für die Planung 
und Dimensionierung von Straßenbe-
leuchtungen bietet sich die mehrtei-
lige ÖNORM EN 13201 an. Sie hilft, 
die richtigen Beleuchtungsklassen 
auszuwählen, gibt Auskunft über die 
korrekten Messmethoden zur Bestim-
mung des Beleuchtungsniveaus und 
definiert Indikatoren für die Energie-
effizienz.

Mit diesen europaweit gültigen Stan-
dards lassen sich kommunale Stra-
ßenbeleuchtungen von Planern – sei-
en es Architekten, Lichttechniker oder 
Verkehrsplaner – zuverlässig konzi-
pieren, wobei eine Vielzahl an Fakto-
ren zu beachten ist. Dazugekommen 
sind in den vergangenen Jahren auch 
noch Umweltanforderungen. Durch 
verbessertes Lichtmanagement im 
öffentlichen Bereich lassen sich nicht 
nur Energiekosten einsparen, sondern 
auch CO2-Emissionen reduzieren. 

Wie die Energieeffizienzindikatoren 
für Straßenbeleuchtungsanlagen zu 
berechnen sind, beschreibt der Teil 5 
der EN 13201. Dabei werden je ein In-
dikator für die Leistungsdichte und ei-

ner für den jährlichen Stromverbrauch 
herangezogen, auch wenn sich die 
Anforderungen an die Beleuchtung 
während der Nacht oder während der 
Jahreszeiten ändern. So lassen sich 
verschiedene Lösungsmöglichkeiten 
und Technologien für das gleiche 
Straßenbeleuchtungsprojekt mitein-
ander vergleichen

Lösungen für Konfliktzonen

Eine besondere Herausforderung bei 
der Planung von Straßenbeleuchtun-
gen sind die sogenannten Konfliktzo-
nen – Schutzwege, Radfahrerquerun-
gen, Kreisverkehre, Fahrbahnteiler, 
Parkplätze oder auch Busbuchten 

und Kreuzungen. „Konfliktzonen“ 
deshalb, weil hier unterschiedliche 
Lichtbedürfnisse verschiedener Ver-
kehrsteilnehmer aufeinandertreffen. 
Um sie möglichst für alle Seiten zu-
friedenstellend zu erfüllen, wurde in 
Ergänzung zur EN 13201 die ÖNORM 
O 1051 erarbeitet. Am Beispiel eines 
Schutzweges heißt das, die Beleuch-
tung so zu wählen, dass der Schutz-
weg ausreichend weit als besondere 
Straßenstelle erkennbar ist. Norm-
gerecht geplant, ist die Sichtbarkeit 
gewährleistet und Blendung wird ver-
mieden.

BIBLIOGRAFIE:

ÖNORM EN 13201 Straßenbeleuchtung; Teile 2 bis 5 
ÖNORM O 1051 Straßenbeleuchtung – Beleuchtung von Konfliktzonen

Dr. Johannes Stern
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Kunst, Kommunikation & Genuss

Die schon 13. jährliche Vernissage beim Fachverband der Ingenieurbü-
ros war einmal mehr ein gelungener Abend des Meinungsaustauschs, 
der Gemütlichkeit und der Kunst  des Salzburger Künstlers Christian 
Ecker. 

Verbandsobmann Fritz Müller-Uri und Geschäftsführerin Ulrike Ledóchowski  beton-
ten in ihren Begrüßungsworten den verbindenden Charakter der nun schon traditio-
nellen Veranstaltung vor dem Hintergrund der Ausstellung von „Kopfwerken“ des 
Salzburger Künstlers Christian Ecker, denen viel Applaus zuteilwurde. Die zahl-
reich erschienenen Gäste aus allen Bundesländern konnten in ungezwungener At-
mosphäre mit Vertretern von Ministerien, mit Kollegen und Freunden plaudern, sich 
zu fachlichen Themen austauschen und sich dem Genuss der schönen Ausstellung 
hingeben, die auch zeigte, wie stark Kunst bewegen kann. Begrüßt werden konnten 
Sektionschefin Maria Patek aus dem Lebensministerium, Sektionschefin-Stv. Mag. 
Sylvia Paliege-Barfuß aus dem Wirtschaftsministerium, Mag. Othmar Krammer und 
Mag. Jörg Schröttner aus dem Verkehrsministerium, Mag. Elisabeth Strassmair-Bru-
netti, GF des Österreichischen Exportfonds, und viele andere.  

Selbstverständlich wurden auch Themen besprochen, die alle Ingenieurbüros be-
treffen, wobei für das endende Jahr eine durchwegs positive Bilanz zu ziehen sei, 
so Fachverbandsobmann Friedrich Müller-Uri. So war die Vernissage in jeder Be-
ziehung ein würdiger und genussreicher „Abschluss“ eines für die Ingenieurbüros 
erfolgreichen Jahres.  
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Bundesgesetzblätter
BGBl. III Nr. 178/2017     Geltungsbereich des Protokolls über Schadstofffreisetzungs- und verbringungsregister

BGBl. II Nr. 289/2017   Section Control - Messstreckenverordnung Gleinalmtunnel 2017

BGBl. II Nr. 288/2017   Änderung der Grenzwerteverordnung 2011

BGBl. II Nr. 282/2017  . Änderung der Führerscheingesetz-Durchführungsverordnung 
 (14. Novelle zur FS-DV)

BGBl. II Nr. 268/2017   Druckgeräteberichtsverordnung – DGBV

BGBl. I Nr. 267/2017   Änderung der Futtermittelverordnung 2010

BGBl. I Nr. 258/2017   Änderung der Arbeitsruhegesetz-Verordnung

BGBl. I Nr. 138/2017   Bildungsreformgesetz 2017

BGBl. I Nr. 249/2017 Änderung der Allergeninformationsverordnung

BGBl. II Nr. 243/2017 Gas-Systemnutzungsentgelte-Verordnung 2013 – 2. Novelle 2017, 
 GSNE-VO 2013 – 2. Novelle 2017

BGBl. II Nr. 241/2017 Änderung der Bauarbeiterschutzverordnung und der Verordnung über 
 Beschäftigungsverbote und - beschränkungen für Jugendliche

BGBl. I Nr. 236/2017 BGBl. II Nr. 236/2017 Änderung der Gas-Marktmodell-Verordnung 2012     
 (GMMO-VO Novelle 2017)

BGBl. II Nr. 226/2017    Änderung der Verordnung über die Fachausbildung der Sicherheitsfachkräfte 
 und die Besonderheiten der sicherheitstechnischen Betreuung für den unter-
 tägigen Bergbau (SFK-VO)

VERANSTALTUNGEN

„Vergaberecht für die Praxis“ Die Neuerungen des Bundesvergabegesetzes 2017 
für die Wasser-, Abwasser- und Abfallwirtschaft“

Am 8. März 2018 in Wien

Veranstalter:  Österreichischer Wasser- und Abfallwirtschaftsverband (ÖWAV) in Kooperation mit dem BMLFUW, 
dem VÖEB, dem Österreichischen Gemeindebund und dem Österreichischen Städtebund

Anmeldung: waschak@oewav.at 

Österreichische Abfallwirtschaftstagung (AWT) +  Abfallwirtschaftspreis „Phönix  
- Einfall statt Abfall“

Am 17. bis 18. April 2018 in Salzburg

Veranstalter:  ÖWAV in Kooperation mit dem  BMLFUW, der Stadt Salzburg und der Salzburger Abfallbeseiti-
gung GesmbH (SAB). Programm zur Tagung auf www.oewav.at zum Download.

Anmeldung: waschak@oewav.at 

„Versickerung von Niederschlagswässern – ÖWAV-Regelblatt 45: Rahmenbedin-
gungen, Bemessung und Betrieb von Versickerungsanlagen“

Am 24. Jänner 2018 in Salzburg

Veranstalter:  ÖWAV in Kooperation mit dem Land Salzburg
Anmeldung: vorauer@oewav.at 

Sie alle präsentieren sich in unter-
schiedlichsten Farben und Strukturen. 
Damit vermitteln die Aufnahmen, vor 
welchen Herausforderungen Europa 
im Wechselspiel zwischen der Erhal-
tung einer lebenswerten Welt und 
der Dynamik aktueller Entwicklungen 
steht. Aktuelle Satellitenaufnahmen 
spannen einen weiten Bogen über 
brennende Themen Europas. Sie 
führen auf eine fantastische Reise zu 

historischen Stätten und zu Orten, an 
denen der Aufbruch in die Zukunft 
sichtbar wird. Spuren der Vergan-
genheit werden verfolgt, die in ihrer 
Ästhetik und Bedeutung das histori-
sche Erbe des Kontinents weitertra-
gen – in eine Zeit, deren Aufkeimen 
sich in den Mustern der Innovationen 
zeigt, die der Fortschritt unserer Welt 
aufprägt. Zudem wird vom Leben in 
den Dörfern und Städten und vom 

großartigen Reichtum der Natur- und 
Kulturlandschaften Europas berichtet. 
Trotz aller Widersprüchlichkeiten und 
unbewältigten Aufgaben entsteht 
durch den Blick aus dem All ein posi-
tives und verbindendes Bild eines ge-
meinsamen Europa, dessen Reichtum 
und Vielfalt die Bedeutung dokumen-
tieren. Die Produktion des Bildbandes 
erfolgte in Kooperation mit Digital 
Globe und European Space Imaging.
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Der Bildband EUROPA zeigt die faszinierende Vielfalt des Kontinents, wie 
er sich dem Betrachter aus dem All präsentiert. Dabei eröffnen spekta-
kuläre Bilder immer wieder unerwartete und unbekannte Perspektiven: 
alte und neue Kulturlandschaften, das historische Erbe, Aufbrüche in ein 
Europa der Zukunft, wunderbare Naturlandschaften mit Bergen, Flüssen 
und Moorlandschaften.

EUROPA
Kontinent der Vielfalt 

Titel: Europa – Kontinent der Vielfalt (Edition Human Footprint)

256 Seiten, 129 Satellitenbilder, Hardcover, Schutzumschlag 4-farbig, Fadenheftung  •  49,95 € (A, D) | CHF 64,90 (CH)   •  ISBN: 978-3-902834-26-3 

FOTO TITELSEITE: IN DER HITZE DER SONNE
Der sonnenreiche Süden Spaniens eignet sich besonders gut zur 
Nutzung der Solarenergie. Folgerichtig sind in der Nähe von Sevilla 
eine Reihe von Solarkraftwerken entstanden, die mit unterschiedli-
chen Techniken Energie gewinnen. Im Satellitenbild sind drei Para-
bolrinnenkraftwerke des Solucar-Komplexes zu sehen, die insgesamt 
150 MW Leistung liefern können. Hier wird auch deutlich, dass die 
Gewinnung von Solarenergie mit anderen Flächennutzungen, etwa 
für Landwirtschaft, in Konflikt steht. 

FOTO RECHTS: UMKÄMPFTES KLOSTER IM MEER
Der Mont Saint Michel liegt auf einem Felsen in der Wattlandschaft 
vor der Küste der Normandie. Seit Anfang des 8. Jahrhunderts be-
stand hier ein Ort zur Verehrung des Heiligen Michael. Wegen der 
gefährdeten Lage zwischen England und Frankreich sowie der Be-
drohung durch Wikinger wurde die Insel stark befestigt. Nach der 
Französischen Revolution diente sie als Gefängnis und verfiel da-
nach, heute ist der Mont Saint Michel eine der wichtigsten Touris-
musdestinationen Frankreichs.




